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Frau 
Präsidentin des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

 
 

 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
 
Ich beantworte die an mich gerichtete schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 
6640/J der Abgeordneten Mag. Birgit Schatz u.a. wie folgt: 
 
Fragen  1, 2 und 5: 
 
Innerhalb den letzten Jahren wurde nur einziger solche Fall an mein Ressort heran-
getragen, der eine gerichtliche Unterstützung erforderlich gemacht hat. Dabei han-
delte es sich um ein anderes als das in der Anfrage genannte Unternehmen.  
 
In diesem Fall weigerte sich das Unternehmen trotz ausgebliebenem Trocknungser-
folg innerhalb eines zugesagten Dreijahreszeitraums und entgegen einer entspre-
chenden „Geldrückgabegarantie“ den von der Verbraucherin bezahlten Betrag zu-
rückzuerstatten. Nachdem sich die Konsumentin an den Verein für Konsumentenin-
formation (VKI) gewandt hatte, habe ich den VKI mit der Klagsführung, gerichtet auf 
Rückerstattung des Preises, beauftragt. Das beklagte Unternehmen hat den vom 
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Gericht erlassenen bedingten Zahlungsbefehl nicht beeinsprucht und den geltend 
gemachten Betrag umgehend überwiesen. Wäre es zu einem „ordentlichen“ Verfah-
ren gekommen, wäre im Rahmen des Beweisverfahrens aufgrund eines einzuholen-
den Sachverständigengutachtens die Frage, ob das Gerät die zugesagte Wirkung 
erfüllte, geklärt worden.  
 
Offensichtlich gibt es eine Mehrzahl an AnbieterInnen bzw. Produkten derartiger Me-
thoden. Dementsprechend unterschiedlich können sich die jeweiligen Sachverhalte 
und Fragen darstellen. Beschwerden von VerbraucherInnen liegen jedoch kaum vor. 
Über die Gründe dafür kann nur spekuliert werden. Eventuell führt die im Regelfall 
zugesagte Garantie bzw. Geldrückgabegarantie zu einer erleichterten außergerichtli-
chen Durchsetzbarkeit von Ansprüchen. Mein Ressort wird jedoch auch weiterhin, 
auch in Zusammenarbeit mit dem VKI, mögliche Beschwerdefälle verfolgen. Bei er-
folgreicher Rechtsdurchsetzung und Vorliegen aussagekräftiger Gutachten würden – 
insbesondere durch die Öffentlichkeitsarbeit des VKI – entsprechende Medienaktivi-
täten gesetzt werden.    
 
Fragen 3 und 4: 
 
Bei ernsten Feuchtigkeitsschäden und/oder Schimmelbildung ist die Vermieterseite 
nach den wohnrechtlichen Vorschriften in der Regel im Rahmen ihrer Erhaltungs-
pflicht zur Schadensbehebung verpflichtet. Bei den Maßnahmen, die dabei ange-
wendet werden können, kann die Vermieterseite frei wählen, doch  müssen diese zur 
Behebung der Schimmelbildung bzw. des Feuchtigkeitsschadens geeignet sein. Dies 
kann nur im konkreten Einzelfall geprüft werden.  
 
Soweit die Vermieterseite ihrer Erhaltungspflicht nicht nachkommt – insbesondere 
auch, weil ungeeignete Maßnahmen ergriffen werden – können  MieterInnen  deren 
Durchsetzung vor Gericht bzw. der „Schlichtungsstelle“ (Gemeinde gemäß § 39 
MRG) betreiben.  
Denkbar sind auch Schadenersatzansprüche hinsichtlich solcher Schäden, die in 
Zusammenhang mit verletzten Erhaltungspflichten stehen.  
Auch kann ein Grund für eine außerordentliche Kündigung durch die MieterInnen 
gegeben sein.  
Darüber hinaus können MieterInnen von der ex lege eintretenden Mietzinsminderung 
Gebrauch machen und auf diese Weise Druck auf die Vermieterseite ausüben.  
Eine weitere Möglichkeit besteht in der Verständigung der Baubehörden, da diese  
gegebenenfalls von Amts wegen (aufgrund der Verständigung) tätig werden können. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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